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Die neuen gesetzlichen Vorgaben zum 
Stromnetzausbau durch das Gesetzespaket 
zur Energiewende 
 

I. Stromnetzausbau im Gesetzespaket zur Energiewende 

Im Rahmen der durch die Bundesregierung initiierten Energie-

wende wurden vom Bundesrat am 8. Juli 2011 unter anderem 

zwei Gesetze zur umfassenden Neuregelung des Stromnetz-

ausbaus verabschiedet. Dabei handelt es sich um das  

(Artikel-)Gesetz zur Neuregelung energiewirtschaftsrecht-
licher Vorschriften, welches in Artikel 1 Änderungen des 

EnWG enthält ("EnWG-ÄndG"1) sowie das Gesetz über Maß-

nahmen zur Beschleunigung des Netzausbaus Elektrizi-

tätsnetze ("Artikelgesetz Netzausbau"2). Ein Überblick über 

die genannten Gesetze wurde bereits in unserem Newsletter 

zur Energiewende vom 1. Juli 2011 gegeben.  

Vordringliches Ziel der neuen Regelungen zur Netzausbau-

planung und -genehmigung ist die Beschleunigung der Zulas-
sungsverfahren für die dringend erforderlichen und zeitnah um-

zusetzenden Ausbaumaßnahmen im deutschen Übertragungs-

netz. Bereits ohne den voraussichtlich noch steigenden Bedarf 

durch den frühzeitigen Ausstieg aus der Kernenergie hat die 

Deutsche Energie-Agentur ("DENA") in ihren Netzstudien von 

2005 und 2010 vor allem aufgrund der angestrebten und wach-

senden Integration Erneuerbarer Energien einen Ausbaubedarf 

für das Übertragungsnetz von 850 km bis 2015 und zusätzlichen 

etwa 3600 km bis 2020 identifiziert. Hinzu kommt ein noch um-

fangreicherer Erweiterungsbedarf auf der Verteilnetzebene. 

 
1 In Kraft seit dem 4. August 2011. 
2 Mit Ausnahme des Artikel 3 (Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes) in Kraft 

seit dem 5. August 2011. 
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Um für die massiven Erweiterungen im 

Stromnetz auch eine breitere gesellschaft-
liche Akzeptanz zu erzielen, werden mit den 

neuen Vorschriften unter anderem die Betei-

ligungsmöglichkeiten der Öffentlichkeit erwei-

tert. Flankiert werden sollen die gesetzlichen 

Regelungen von einer "Informations-

Offensive" durch die Bundesministerien für 

Wirtschaft und Umwelt. Darüber hinaus wird 

das Thema Netze und Speicher im Rahmen 

des Bürgerdialogs "Energietechnologien für 

die Zukunft" diskutiert, der seit Anfang Juli 

unter der Ägide des Bundesministeriums für 

Bildung und Forschung geführt wird.  

Im Folgenden sollen die neuen Vorgaben 

zum besseren Verständnis zunächst über-

blicksartig dargestellt (II.) und sodann die 

wichtigsten Neuregelungen im Einzelnen 

genauer beleuchtet werden (III.). Abschlie-

ßend wird eine erste Einschätzung zu den 

voraussichtlichen Auswirkungen für die  

Praxis gegeben (VI.). 

II. Das neue Regelungsregime im Über-
blick  

Die zahlreichen und auf verschiedene  

Gesetze verteilten Neuregelungen und 

Rechtsänderungen zum Netzausbau bilden 

zusammen ein vielschichtiges und kom-
plexes Regelungsregime: 

1. Die Netzausbauplanung nach den §§ 12 
a-e EnWG 

Die mit dem EnWG eingeführten §§ 12 a-e 
EnWG regeln eine gemeinsame Netzaus-

bauplanung der Übertragungsnetzbetreiber, 

die den Zielen der Investitions- und Versor-

gungssicherheit Rechnung tragen soll. Die 

dort genannten Planungsstufen der Netz-
entwicklungs- und Bundesbedarfsplanung 

erfassen grundsätzlich sämtliche in den 

nächsten 3 bzw. 10 Jahren erforderlichen 
Netzausbaumaßnahmen. Sie sind den  
eigentlichen Zulassungsverfahren vor-
geschaltet und dienen – anders als der  

bisherige Netzausbaubericht - einer umfas-

senden koordinierten und am tatsächlichen 

Bedarf orientierten Netzplanung aller Über-

tragungsnetzbetreiber. Umfangreiche und 

frühzeitig ansetzende Vorgaben zur Öffent-
lichkeitsbeteiligung sollen dabei die nötige 

Transparenz schaffen und den erforderlichen 

Ausbaubedarf auf einen breiteren gesell-

schaftlichen Konsens gründen.  

2. Das Netzausbaubeschleunigungsgesetz 
Übertragungsnetz  

Eigentliches Kernelement der neuen Vor-

schriften zum Netzausbau ist das Netzaus-
baubeschleunigungsgesetz Übertra-
gungsnetz ("NABEG"; Art. 1 des Artikel-

gesetzes Netzausbau). Die dort geregelten 

Verfahren schließen an die Bundesbedarfs-

planung an. Der Anwendungsbereich des 

NABEG ist allerdings begrenzt: mit ihm soll 

speziell der Ausbau länderübergreifender 
und grenzüberschreitender Höchstspan-
nungs-Leitungsvorhaben vorangetrieben 

werden. Erreicht werden soll dieses Ziel zum 

einen durch die Ersetzung des bisherigen 
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Raumordnungsverfahrens in Länderzustän-

digkeit durch eine bundeseinheitliche  
Bundesfachplanung in der Zuständigkeit 

der Bundesnetzagentur ("BNetzA"). Zum 

anderen erfolgt das eigentliche Zulassungs-

verfahren, das Planfeststellungsverfahren, 

nach einem überarbeiteten Verfahrens-
regime, welches im NABEG nach den  

Gesichtspunkten der Verfahrensbeschleuni-

gung und der Verbesserung der Akzeptanz 

neu gestaltet wurde. Zudem kann auch die 

Planfeststellung – abweichend von der 

grundsätzlichen Länderzuständigkeit - in  

besonderen Fällen durch die BNetzA durch-

geführt werden, wenn dies für das einzelne 

Vorhaben in einer Rechtsverordnung, die 

der Zustimmung des Bundesrates bedarf, so 

festgelegt ist.   

3. Weitere Änderungen durch das Artikel-
gesetz Netzausbau 

Um die Planungs- und Genehmigungsverfah-

ren über den Anwendungsbereich des 

NABEG hinaus auch für die weiterhin nach 
dem EnWG zuzulassenden Vorhaben zu 

beschleunigen, enthält das Artikelgesetz 
Netzausbau zahlreiche weitere Gesetzes-
änderungen. Unter anderem werden eine 

fakultative Planfeststellung für Nebenanlagen 

und eine Neuregelung des Erörterungs-

termins in das EnWG eingeführt. Neu sind 

außerdem die vorgezogene vorzeitige  
Besitzeinweisung sowie die vorgezogene 
Enteignung, die es dem Vorhabenträger 

künftig ermöglichen sollen, bereits vor Erlass 

des Planfeststellungsbeschlusses mit den 

erforderlichen enteignungsbehördlichen Ver-

fahren für einen zügigen Beginn der Bau-

arbeiten (soweit deren sofortiger Beginn ge-

boten ist) bzw. zur Eintragung der für das 

Leitungsvorhaben erforderlichen beschränk-

ten persönlichen Dienstbarkeit zu beginnen.  

Darüber hinaus wurden Regelungen zur 

Sammelanbindung von Offshore-Anlagen 

sowie zum Erlass allgemeiner Verwaltungs-

vorschriften im Bundesnaturschutzgesetz 
eingeführt. Daneben wurden Änderungen der 

Anreizregulierungs- und Stromnetzentgelt-

verordnung zur Anerkennung von Kompen-
sationszahlungen an Gemeinden vorge-

nommen. Die Vorgaben zu den Kompensati-

onszahlungen gelten in Zukunft grundsätzlich 

für sämtliche Leitungsvorhaben (also  

sowohl NABEG-, als auch EnLAG- und  

sonstige Vorhaben), soweit sie auf neuen 
Trassen errichtet werden.  

Eine speziell für die 110-kV-Verteilnetz-
ebene relevante Änderung findet sich 

schließlich in § 43h EnWG, mit dem eine 

grundsätzliche Erdverkabelungspflicht auf 
neuen Trassen eingeführt wird. 

III. Die wichtigsten Neuregelungen im Ein-
zelnen 

Die zukünftige Netzplanung und –geneh-

migung stellt sich nach Inkrafttreten des Ge-

setzespakets zur Energiewende überblicks-

artig wie folgt dar:  
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1. Netzentwicklungsplanung und Bundes-
bedarfsplanung 

a. Das Verfahren der Netzentwicklungs-
planung, §§ 12 a-d EnWG 

Die in den §§ 12 a-d EnWG geregelte Netz-

entwicklungsplanung beginnt mit der Erstel-

lung eines gemeinsamen Szenariorahmens 

durch die Übertragungsnetzbetreiber. Gemäß 

§ 12a EnWG ist dieser jährlich zu erstellen 

und soll die Entwicklung des Stromsektors 
(Stromerzeugung, -verbrauch, Speicher-

möglichkeiten) für die nächsten zehn Jahre 

in mind. drei verschiedenen Entwicklungs-

pfaden abbilden. Die BNetzA hat der Öffent-

lichkeit Gelegenheit zur Äußerung zum 

Szenariorahmen zu geben. Dieses Konsulta- 

 

tionsverfahren für den aktuellen 

Szenariorahmen läuft noch bis zum 

29. August 20113.  

Auf der Grundlage des so konsultierten und 

von der BNetzA genehmigten 

Szenariorahmens sowie unter Berücksich-

tigung des gemeinschaftsweiten Netzentwick-

lungsplans erarbeiten die Übertragungsnetz-

betreiber einen gemeinsamen nationalen 

Netzentwicklungsplan. Dieser enthält  

neben allen in den nächsten zehn Jahren für 

einen sicheren und zuverlässigen Netzbetrieb 

erforderlichen Netzausbaumaßnahmen 

(§ 12b Abs. 1 S. 2 EnWG) auch jeweils  

 
3 Siehe hierzu im Einzelnen unter 

http://www.bundesnetzagentur.de.  

Szenariorahmen

Raumordnungs -
Verfahren nach den
allgemeinen Vorschriften

Netzentwicklungsplan

Bundesbedarfsplan

Planfeststellungs -
Verfahren nach §§ 43 ff. 
EnWG

Bundesfachplanung 
nach NABEG

NABEG -Vorhaben

Planfeststellungs-
verfahren nach NABEG

in der Regel: 
durch Landesbehörden

nur, soweit Trasse in VO 
explizit festgelegt: 
durch BNetzA 

übrige Vorhaben 

§§ 12 a -e EnWG

durch BNetzA
durch Landesbehörden

durch Landesbehörden



Client briefing 
Die neuen gesetzlichen Vorgaben zum Stromnetzausbau durch das Gesetzes- 
paket zur Energiewende 

5

 
 

 

© Clifford Chance, Partnerschaftsgesellschaft von Rechtsanwälten, Wirtschaftsprüfern, Steuerberatern und Solicitors · Sitz: Frank-
furt am Main · AG Frankfurt am Main PR 1000 · August 2011 

aktuelle Angaben zur bei der Umsetzung der 

Vorhaben zu verwendenden Übertragungs-
technologie (§ 12b Abs. 1 S. 3 Nr. 5 EnWG; 

siehe hierzu auch unter IV.).  

Der gemeinsame Netzentwicklungsplan ist 

der BNetzA erstmalig zum 3. Juni 2012 vor-

zulegen. Vor der Einreichung haben die 

Übertragungsnetzbetreiber ein internet-
basiertes Beteiligungsverfahren durchzu-

führen. Die BNetzA prüft und bestätigt so-

dann den Plan, ggf. nach Ausübung eines 

vorhergehenden Änderungsverlangens. Auch 

sie hat zuvor der Öffentlichkeit Gelegenheit 
zur Äußerung zu geben und das Ergebnis 

bei ihrer Entscheidung zu berücksichtigen.  

Die Bestätigung des Netzentwicklungsplans 

ist für die Übertragungsnetzbetreiber hinsicht-

lich der getroffenen Investitionsent-

scheidungen grundsätzlich verbindlich: Bei 

Verzögerungen in der Umsetzung der  

geplanten Investitionen kann die BNetzA  

bestimmen, welcher Netzbetreiber für die 

Durchführung der konkreten Maßnahme ver-

antwortlich sein soll (§ 12c EnWG).  

b. Die Bundesbedarfsplanung, § 12e 
EnWG 

Auf der Grundlage des Netzentwicklungs-

plans soll mindestens alle drei Jahre durch 

den Bundesgesetzgeber ein Bundesbe-
darfsplan als förmliches Gesetz verabschie-

det werden. Dabei ist für den Bundesbe-

darfsplan gemäß Anlage 3 zum UVPG eine 

Strategische Umweltprüfung durchzufüh-

ren.  

Mit dem Bundesbedarfsplangesetz werden – 

wie auch schon durch den Bedarfsplan des 

Energieleitungsausbaugesetzes ("EnLAG") - 

die energiewirtschaftliche Notwendigkeit 
und der vordringliche Bedarf der Netzaus-
bauvorhaben verbindlich festgestellt.  

Darüber hinaus kennzeichnet die BNetzA die 

länderübergreifenden und grenzüber-
schreitenden Höchstspannungsleitungen, 

auf die das NABEG Anwendung findet.  

Nach einer ambitionierten ersten Zeitplan-

Schätzung durch die BNetzA soll die Verab-
schiedung des Bedarfsplangesetzes durch 

den Bundesgesetzgeber bis Ende 2012  

erfolgen. 

2. Bundesfachplanung und Planfeststel-
lungsverfahren nach NABEG  

a. Bundesfachplanung, §§ 4 ff. NABEG  

Im Rahmen der Bundesfachplanung für die 

im Bundesbedarfsplangesetz gekennzeichne-

ten Höchstspannungsleitungen prüft die 

BNetzA die Raumverträglichkeit der 
Trassenkorridore sowie ernsthaft in  

Betracht kommende Alternativen. Dabei ist 

auch hier eine Strategische Umweltprüfung 
durchzuführen.  

Wie das bisherige Raumordnungsverfahren 

wird auch die Bundesfachplanung durch den 

Antrag des Vorhabenträgers eingeleitet (§ 6 

NABEG). Anders als bisher kann die BNetzA 
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dem Vorhabenträger hierzu allerdings durch 

Bescheid eine "angemessene" Frist setzen. 

Die Einhaltung der Frist kann die BNetzA im 

Wege der Verwaltungsvollstreckung durch-

setzen und insbesondere ein Zwangsgeld 

von bis zu € 250.000 festsetzen (§ 34 

NABEG).  

Neu eingeführt wird außerdem das Instru-

ment der Antragskonferenz (§ 7 NABEG). 

Wie im Scoping-Termin sollen hier in einem 

frühzeitigen Verfahrensstadium Gegenstand 
und Umfang der Planung mit Blick auf die 
erforderliche Umweltprüfung erörtert  
werden. Die Antragskonferenz soll daneben 

aber auch der Diskussion möglicher 

raumordnerischer Konflikte sowie der Fest-
legung des raumordnerischen Unter-
suchungsrahmens dienen. Durch die  

Öffnung der Antragskonferenz für die Öffent-

lichkeit soll zudem eine erhöhte Verfahrens-

transparenz und Akzeptanz und damit auch 

eine Beschleunigung des Verfahrens erreicht 

werden. Auf der Grundlage der nach den 

Ergebnisse der Antragskonferenz erstellten 

Unterlagen führt die BNetzA eine erneute 
Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung 
durch, die im Wesentlichen dem regulären 

Beteiligungsverfahren entspricht (§§ 9, 10 

NABEG). 

Die Bundesfachplanung ist innerhalb einer 

Frist von sechs Monaten (§ 12 Abs. 1 

NABEG) mit der Entscheidung durch die 
BNetzA abzuschließen. Diese ist für das 

nachfolgende Planfeststellungsverfahren 

verbindlich, hat aber – wie der raumordner-

ische Bescheid – keine unmittelbare  
Außenwirkung und kann nur im Rahmen 

eines Klageverfahrens gegen den Plan-

feststellungsbeschluss überprüft werden 

(§ 15 Abs. 1, 3 NABEG).  

In Anbetracht der Bindungswirkung der Bun-

desfachplanung und um der Planungshoheit 
der Länder in ausreichendem Maße Rech-

nung zu tragen, können Bundesländer, die 

von der Entscheidung betroffen sind,  

Einwendungen gegen diese erheben. Die 

Einwendungen sind zu begründen. Die 

BNetzA muss hierzu Stellung nehmen und 

ihre Entscheidung vor diesem Hintergrund 

erneut rechtfertigen (§ 14 NABEG). 

b. Planfeststellungsverfahren nach 
NABEG, §§ 18 ff. NABEG  

Nachdem der ursprüngliche Entwurf des 

NABEG eine umfassende Zuständigkeit der 

BNetzA auch für das Verfahren der Planfest-

stellung vorsah, wurde nach einer Inter-

vention der Bundesländer die nun beschlos-

sene Regelung durch den Wirtschaftsaus-

schluss eingeführt. Diese sieht nun eine 

grundsätzliche Zuständigkeit der Plan-
feststellungsbehörden der Länder auch für 

die Planfeststellungsverfahren nach NABEG 

vor, so dass diese in Zukunft teilweise Plan-

feststellungen nach EnWG und teilweise 

Planfeststellungen nach NABEG durchführen 

werden. Eine Planfeststellung durch die 

BNetzA erfolgt dagegen nur bei den  

Leitungsvorhaben, die in einer Rechtsver-
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ordnung, die der Zustimmung des Bundesra-

tes bedarf, besonders festgelegt sind (vgl. § 2 

Abs. 2 NABEG i.d.F. des Wirtschaftsaus-

schusses). 

Für die Planfeststellung nach NABEG wurde 

ebenfalls eine mittels Zwangsgeld durchsetz-

bare Frist zur Antragstellung eingeführt 

(§ 12 Abs. 2 Satz 3 NABEG). Auch hier ist 

eine Öffentlichkeitsbeteiligung und Antrags-
konferenz (§ 20 NABEG) durchzuführen. 

Nach § 23 NABEG kann überdies die Um-

weltverträglichkeitsprüfung auf die Aspekte 

beschränkt werden, die noch nicht Gegen-

stand der strategischen Umweltprüfung  

waren. 

IV. Folgen für die Praxis 

Ob der Gesetzgeber mit der nun vorgenom-

menen, umfangreichen verfahrensrecht-

lichen, aber auch kompetenziellen Neugestal-

tung der Planungs- und Genehmigungsver-

fahren für Höchstspannungsleitungen das 

Ziel einer Beschleunigung des Netzaus-
baus tatsächlich wird erreichen können,  

erscheint zum jetzigen Zeitpunkt zumindest 
fraglich.  

Grundsätzlich positiv zu bewerten ist die 

Einführung einer verbindlichen, koordinier-

ten, frühzeitigen und bedarfsorientierten 
Netzplanung. Auch die Einführung einer 

Bundesfachplanung durch die BNetzA ist 

grundsätzlich zu begrüßen, die die Raum-

ordnungsverfahren der Länder ersetzt. Letz-

tere haben in der Vergangenheit in einigen 

Bundesländern zu erheblichen Verzögerun-

gen geführt. Zu beachten ist allerdings der 

beschränkte Anwendungsbereich des 
NABEG und damit auch der Fachplanung: 

Für alle nicht-länderübergreifenden oder  

-grenzüberschreitenden Vorhaben bleibt es 

auch in Zukunft bei der Zuständigkeit der 

Raumordnungsbehörden der Länder.  

Bei der Beurteilung der beschleunigenden 
Wirkung der Neuregelungen ist jedoch zu 

berücksichtigen, dass das bestehende,  

regelmäßig zweistufige Verfahren (Raumord-

nungs- und Planfeststellungsverfahren) nun 

durch ein neuartiges, komplexes Rege-
lungsregime, bestehend aus Netzentwick-

lungs-, Bundesbedarfs-, Bundesfachplanung 

und Planfeststellung ersetzt wird. In diesem 

neuen rechtlichen Rahmen werden umfang-

reiche Umweltprüfungen und Öffentlich-
keitsbeteiligungen erforderlich. Mit Blick auf 

die in Zukunft in der Regel erforderliche drei-
fache Umweltprüfung wird daher ein  

besonderes Augenmerk darauf zu legen sein, 

dass Mehrfachprüfungen vermieden  

werden. Mit Blick auf die verstärkte und 
frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 

(insb. Konsultation des Szenariorahmens, 

Antragskonferenzen) bleibt abzuwarten, ob 

die hierein gesetzten Erwartungen eines 
Zugewinns an Transparenz und Akzeptanz 

erfüllt werden und den verfahrensrecht-
lichen Mehraufwand unter Beschleuni-

gungsgesichtspunkten aufwiegen können. 
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Darüber hinaus enthalten die neuen Vorga-

ben vielerlei unklare Regelungen, die in der 

Anwendung zu Rechtsunsicherheiten führen 

dürften: 

So ist etwa der Umgang mit den EnLAG-
Vorhaben im Rahmen der Netzentwick-
lungs- und Bundesbedarfsplanung nicht 

explizit geregelt. Grundsätzlich sind die 

EnLAG-Vorhaben Teil dieser langfristigen 

Planung. Da ihr energiewirtschaftlicher  

Bedarf allerdings bereits durch das EnLAG 

festgestellt ist, kommt eine Aufnahme in den 

Bundesbedarfsplan allenfalls nachrichtlich in 

Betracht.  

Weiterhin ist sowohl bei der Regelung der 

Kompensationszahlungen an Gemeinden 

(§ 5 Abs. 4 StromNEV) als auch bei der zur 

Erdverkabelung im Verteilnetzbereich 

(110 kV und weniger, § 43h EnWG) Voraus-

setzung, dass die Leitung auf neuer Trasse 

errichtet wird. Mit dieser Formulierung bleibt 

unklar, ob damit auch kleinräumige Abwei-
chungen von der Bestandstrasse erfasst 

werden, oder nur die vollständige Realisie-

rung eines Vorhabens im neuen 

Trassenraum gemeint ist.  

Ob damit die angestrebte Befriedungsfunk-
tion erzielt werden kann, erscheint überaus 

zweifelhaft. Nach den ersten Reaktionen auf 

die getroffene Regelung, insbesondere von 

durch Leitungsvorhaben betroffenen Grund-

eigentümern, ist vielmehr von einer Ver-
schärfung des Konfliktes innerhalb der 
unterschiedlichen Interessenträger in den 

Gemeinden auszugehen. 

Auch wenn danach einzelnen Elementen der 

neuen oder neu gefassten Gesetze zum 

Netzausbau durchaus ein Beschleuni-
gungspotential zukommen könnte, drängt 

sich insgesamt der Eindruck auf, dass diese 

konkreten gesetzlichen (Verfahrens-) Rege-
lungen kaum der entscheidende Faktor für 

eine schnelle Umsetzung der Verfahren sein 

dürften. Anzusetzen sein dürfte vielmehr an 

deren praktischer Umsetzung durch die 
maßgeblichen Akteure. Diesen wird jedoch 

eine zügige Ausgestaltung des Verfahrens 

durch die zahlreichen und hochkomplexen 

materiell-rechtlichen, insbesondere die 
vorwiegend auf EU-Recht  
basierenden umweltrechtlichen Vorgaben 

wesentlich erschwert. 
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